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BMF-Schreiben vom 25.11.2008
(IV C 4 - S 2121/07/0010 – BStBl. I 2008 S. 985)
Steuerfreie Einnahmen aus ehrenamtlicher Tätigkeit;
Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements
 vom 10. Oktober 2007
►   Volltext des Anwendungsschreibens zu § 3 Nr. 26a EStG
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=promemoria_dl&id=789
ANMERKUNGEN vom Vors. RiBFH a.D. Peter  F i s c h e r
A.   Allgemeines
1.   Entstehungsgeschichte 
§ 3 Nr. 26a EStG wurde durch das „Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen En-gagements“ vom 10.10.2007 (BGBl I 2007 S. 2332) auf Empfehlung des Finanzausschusses des Bundestages in das EStG eingefügt (hierzu jurisPR-SteuerR 51/2007 Anm. 5, Fischer un-ter Nr. 9.). Nach näherer Maßgabe dieser Bestimmung sind Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG fallenden steuerlich gemeinnützigen Einrich-tung bis zur Höhe von insgesamt 500 € im Jahr steuerfrei. Die Beschlussempfehlung des Fi-nanzausschusses ist zurückzuführen auf die Kritik an dem im Regierungsentwurf vorge-sehenen § 34h, mit dem - gegenständlich beschränkt - eine sog. Zeitspende als steuerlich ab-ziehbar gestaltet werden sollte: Es war vorgesehen, dass Steuerpflichtige ihre steuerliche Be-messungsgrundlage um pauschal 300 € im Jahr mindern dürfen, wenn sie im Kalenderjahr re-gelmäßig und mit einem durchschnittlichen Aufwand von mindestens 20 Zeitstunden monat-lich im Dienst oder Auftrag einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer steuerlich gemeinnützigen Einrichtung freiwillig und unentgeltlich hilfsbedürftige, alte, kranke oder behinderte Menschen betreuen (vgl. BT-Drs. 16/5200 S. 17). 
Durch das JStG 2009 (Gesetzesbeschluss BR-Drs. 896/08) werden in Nummer 26a Satz 1 EStG die Wörter „inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts“ ersetzt durch „ju-ristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-raum Anwendung findet“. Die Begründung des Regierungsentwurfs (BT-Drs. 16/10189 S. 46 f.) bemerkt hierzu: 
„Durch die Änderung wird erreicht, dass der Freibetrag nach § 3 Nr. 26 EStG grundsätzlich auch dann gewährt wird, wenn eine Person im Dienst oder Auftrag einer Körperschaft des öf-fentlichen Rechts, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, nebenberuflich eine ausbildende oder andere nach der Vorschrift begünstigte Tätigkeit ausübt. Die Gewährung des Freibetrags setzt außerdem - wie bisher - voraus, dass die Tätig-keit zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke i.S.d. §§ 52 bis 54 AO ausgeübt wird. Die Änderung ist nach dem neuen § 52 Abs. 4b EStG in allen Fällen anzu-wenden, in denen die Steuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt ist.“
Den Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG in Höhe von 500 € jährlich erhalten Personen, die ne-benberuflich im Dienst oder Auftrag einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer steuerbegünstigten Körperschaft zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke tätig sind und die für diese Tätigkeit nicht schon den Freibetrag nach § 3 Nr. 26 EStG (oder § 3 Nr. 12 EStG) in Anspruch nehmen können. 
§ 3 Nr. 26a EStG ist § 3 Nr. 26 EStG (sog. Übungsleiterfreibetrag) nachempfunden (s. hierzu Fischer/Helios, Die Vereinsbesteuerung in der Praxis, 2008, § 5 Rn. 82 ff.). Die Ausführungen des EuGH in dem Urteil vom 18.12.2007 (C-281/06 „Jundt“ zu § 3 Nr. 26) gelten deshalb hier gleichermaßen. Die Änderung durch das JStG 2009 bewirkt, dass der Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG grundsätzlich auch dann gewährt wird, wenn eine Person im Dienst oder Auf-trag einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, die in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-päischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Euro-päischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, nebenberuflich zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke tätig wird. Die Änderung ist nach dem neuen § 52 Abs. 4b EStG in allen Fällen anzuwenden, in denen die Steuer noch nicht bestandskräftig fest-gesetzt ist.
2.   Einkünfteerzielung im Rahmen einer nebenberuflichen Tätigkeit
Ein Aufwandsersatz, bei dem lediglich tatsächlich entstandene Aufwendungen gegen Einzel-nachweis erstattet werden, unterliegt nicht der Einkommensteuer (vgl. BFH-Urteil vom 04.08.1994 - VI R 94/93 - BStBl II 1994 S. 944; Hüttemann, Gemeinnützigkeits- und Spen-denrecht, 2008, § 9 Rn. 22). Werden die Aufwendungen pauschal ersetzt und liegt diese Pauschale nur ganz unwesentlich über den tatsächlich entstandenen Aufwendungen, so fehlt es ebenfalls an der Einkünfteerzielungsabsicht. Es handelt sich somit nicht um steuerbare Ein-künfte. In der Praxis der Finanzbehörden wurde bei einem Aufwandsersatz, der die tatsächlich entstandenen Aufwendungen um bis zu 256 € (500 DM) pro Kalenderjahr übersteigt, die Ein-künfteerzielungsabsicht typisierend verneint (ausführlich Jachmann in: Igl/Jachmann/Eichen-hofer, Rechtliche Rahmenbedingungen des bürgerschaftlichen Engagements, 2002, S. 143 ff.). Diese Freigrenze war lange Zeit nicht gesetzlich geregelt. 
Werden Aufwandsentschädigungen für Verdienstausfall oder für Zeitaufwand gewährt, so liegt regelmäßig - auch bei einem ganz geringen Stundensatz – Einkünfteerzielungsabsicht vor. Diese Einkünfte unterliegen der Einkommensteuer, falls nicht eine Steuerbefreiung wie z.B. nach § 3 Nrn. 26 und 26a EStG einschlägig ist.
3.   Zivilrechtliche Ansprüche im Rahmen ehrenamtlicher bzw. entgeltlicher Tätigkeit 
Insbesondere für Vorstandsmitglieder von Idealvereinen ist es von Bedeutung, ob sie ihre Tä-tigkeit gemäß Satzung und/oder Auftrags (§§ 662 ff. BGB) ehrenamtlich oder entgeltlich aus-üben. Ein Aufwendungsersatz ist gemeinnützigkeitsrechtlich ohne weiteres zulässig, während eine Tätigkeitsvergütung nur bei satzungsmäßiger Ermächtigung zulässig ist. Einer Körper-schaft ist die Gemeinnützigkeit abzuerkennen, wenn sie ihrem Vorstand eine Vergütung zahlt, obwohl dieser nach der Satzung ehrenamtlich tätig werden soll (BFH-Beschluss vom 08.08.2001 - I B 40/01 - BFH/NV 2001 S. 1536).
Der Vorstand kann insbesondere für die folgenden Aufwendungen nach Auftragsrecht steuer- und sozialversicherungsfreien Ersatz beanspruchen: Reisekosten (u.a. Fahrten mit dem eige-nen Pkw in Höhe von 0,30 € je gefahrenen Kilometer, Kosten der Telekommunikation, Ver-pflegungsaufwendungen, Übernachtungskosten, Büromaterialien und Porti). Werden Vergü-tungen für die aufgewendete Arbeitszeit gezahlt, bedarf dies vereinsrechtlich einer entspre-chenden Ermächtigung in der Satzung. Hier ist zu berücksichtigen, dass pauschale Vergü-tungen in Gestalt von Sitzungs- oder Tagegeldern Vergütungskomponenten enthalten können. 
Zur steuerlichen Behandlung von Aufwendungsersatzansprüchen gemäß § 670 BGB siehe BMF-Schreiben vom 07.06.1999 (IV C 4-S 2223-111/99 - BStBl I 1999 S. 591). Auf diese Regelung verweist das hier besprochene BMF-Schreiben unter seiner Nr. 12 („Rückspende“).
4.   Begünstigung der ehrenamtlichen/nebenberuflichen Tätigkeiten
§ 3 Nr. 26 und Nr. 26a zielen der Sache nach ab auf die Vergünstigung der ehrenamtlichen Tätigkeit. Die Finanzverwaltung hat unter Hinweis auf die ständige Rechtsprechung des BFH in Abschn. 120 Abs. 1 UStR 2008 eine ehrenamtliche Tätigkeit wie folgt definiert:
„1Unter ehrenamtlicher Tätigkeit ist die Mitwirkung natürlicher Personen bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben zu verstehen, die auf Grund behördlicher Bestellung außerhalb eines haupt- oder nebenamtlichen Dienstverhältnisses stattfindet und für die lediglich eine Ent-schädigung besonderer Art gezahlt wird (vgl. BFH-Urteil vom 16.12.1987 - X R 7/82 - BStBl II 1988 S. 384). 2Hierzu rechnen neben den in einem Gesetz ausdrücklich als solche genannten Tätigkeiten auch die, die man im allgemeinen Sprachgebrauch herkömmlicher Weise als eh-renamtlich bezeichnet. 3Danach kann auch die Tätigkeit eines Mitgliedes im Aufsichtsrat einer Genossenschaft (BFH-Urteil vom 27.07.1972 - V R 33/72 - BStBl II 1972 S. 844) oder die Tätigkeit eines Ratsmitgliedes im Aufsichtsrat einer kommunalen Eigengesellschaft (BFH-Urteil vom 04.05.1994 - XI R 86/92 - BStBl II 1994 S. 773) eine ehrenamtliche Tätigkeit im Sinne der Befreiungsvorschrift sein…“
Zum Begriff „ehrenamtlich“ hat jüngst das Niedersächsische FG mit Urteil vom 04.09.2008 (5 K 15/04; Az. des BFH: V R 32/08) entschieden: Insgesamt sind danach folgende Kennzeichen für eine ehrenamtliche Tätigkeit i.S.d. § 4 Nr. 26 Buchstabe b UStG maßgebend: 
· kein eigennütziges Erwerbsstreben,
· keine Hauptberuflichkeit,
· Einsatz für eine fremdnützig bestimmte Einrichtung, wobei nicht Voraussetzung ist,    dass der Leistungsempfänger gemeinnützige Zwecke i.S.d. § 52 AO verfolgt.
Der BFH hat mit Urteil vom 14.05.2008 (XI R 70/07 - BStBl II 2008 S. 912) entschieden:
 „Zu den ehrenamtlichen Tätigkeiten gehören die Tätigkeiten, die in einem Gesetz ausdrück-lich als solche genannt werden, die nach dem allgemeinen Sprachgebrauch herkömmlicher-weise als ehrenamtlich bezeichnet werden oder die dem materiellen Begriffsinhalt der Ehren-amtlichkeit entsprechen (BFH-Urteil vom 16.12.1987 - X R 7/82 - BStBl II 1988 S. 384; BFH-Urteil vom 04.05.1994 - XI R 86/92 - BStBl II 1994 S. 773). Nach dem materiellen Begriffs-inhalt kommt es insbesondere auf das Fehlen eines eigennützigen Erwerbsstrebens, die fehlende Hauptberuflichkeit und den Einsatz für eine fremdnützig bestimmte Einrichtung an ...“ 
B.   Das BMF-Schreiben im Einzelnen
1.   Begünstigte Tätigkeiten  (Nr. 1 des BMF-Schreibens)
Der neue Freibetrag entspricht in seiner Struktur weitgehend dem bisherigen Übungsleiter-Freibetrag (§ 3 Nr. 26 EStG). Allerdings fehlt eine Beschränkung auf bestimmte Tätigkeiten. Hieraus folgt, dass der Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG für jede nebenberufliche Tätigkeit „im Dienst oder Auftrag“ einer gemeinnützigen Einrichtung in Anspruch genommen werden kann (vgl. Hüttemann, DB 2007 S. 2053, 2058 f.). Es kommt somit nicht darauf an, dass die Tätigkeit „unmittelbar“ steuerbegünstigten Zwecken dient. Die Tätigkeit im Dienst oder Auf-trag einer steuerbegünstigten Körperschaft muss für deren ideellen Bereich einschließlich ihrer Zweckbetriebe ausgeübt werden. Nach dem Wortlaut der Bestimmung („zur Förderung“) ist ausreichend, wenn die Tätigkeit final auf den ideellen Zweck ausgerichtet ist. Mithin können Vereinsvorstände, Verwaltungshelfer, Reinigungskräfte den Freibetrag in Anspruch nehmen. 
2.   „Nebenberuflichkeit“  (Nr. 2 des BFM-Schreibens)
Das BMF-Schreiben übernimmt den Begriff der „Nebenberuflichkeit“, wie er etwa in R 3.26 LStH 2008 formuliert ist. § 3 Nrn. 26 und 26a heben ab auf das Tatbestandsmerkmal der Ne-benberuflichkeit. Nach der Rechtsprechung des BFH ist abzustellen auf den Zeitaufwand: Eine Tätigkeit ist nebenberuflich, wenn sie nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines ver-gleichbaren Vollzeiterwerbs in Anspruch nimmt (BFH-Urteil vom 30.03.1990 - VI R 188/87 - BStBl II 1999 S. 854). Es ist unerheblich, ob zusätzlich zu der „nebenberuflichen“ Tätigkeit auch eine hauptberufliche entgeltliche Tätigkeit ausgeübt wird, so dass auch Arbeitslose, Hausfrauen, Studenten und vergleichbare Personengruppen die Steuerbefreiung in Anspruch nehmen können. Werden mehrere verschiedenartige nebenberufliche Tätigkeiten ausgeübt, so sind diese für Zwecke der Steuerbefreiung getrennt zu betrachten (BFH-Urteil vom 30. März 1990 - VI R 188/87 - BStBl II 1990 S. 854). 
Das BMF-Schreiben geht davon aus, dass auch im letzteren Fall die Steuerbefreiung nur ein-mal pro Jahr in Anspruch genommen werden kann, auch dies steht in Übereinstimmung mit der BFH-Rechtsprechung (BFH-Urteil vom 23.06.1988 - IV R 21/86 - BStBl II 1998 S. 890). 
Der Umstand, dass neben einer nebenberuflichen Tätigkeit eine gleichartige Haupttätigkeit ausgeübt wird, ist unschädlich. Allerdings darf die nebenberufliche Tätigkeit nicht Bestandteil der Haupttätigkeit sein (vgl. BFH-Urteil vom 29.01.1987 - IV R 189/85 - BStBl II 1987 S. 783). 
Der Begriff „nebenberuflich“ zielt im Kern auf denselben Regelungsgegenstand wie das Tat-bestandsmerkmal „ehrenamtlich“. 
3.   Auftraggeber   (Nr. 3 des BMF-Schreibens )
Der Freibetrag wird nur gewährt, wenn die Tätigkeit im Dienst oder im Auftrag einer der in § 3 Nr. 26a EStG genannten Personen erfolgt. Zu den Einrichtungen i.S.d. § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) gehören Körperschaften, Personenvereinigungen, Stiftun-gen und Vermögensmassen, die nach der Satzung oder dem Stiftungsgeschäft und nach der tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen. Nicht zu den begünstigten Einrichtungen gehören beispielsweise Berufsverbände (Arbeitgeberverband, Gewerkschaft) oder Parteien. Fehlt es an einem begüns-tigten Auftraggeber/Arbeitgeber, kann der Freibetrag nicht in Anspruch genommen werden.
4.   Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke   
      (Nr. 4 des BMF-Schreibens)
Die Begriffe der gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecke ergeben sich aus den §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung (AO). Eine Tätigkeit dient auch dann der selbstlosen För-derung begünstigter Zwecke, wenn sie diesen Zwecken nur mittelbar zugute kommt.
Der Förderung begünstigter Zwecke kann auch eine Tätigkeit für eine juristische Person des öffentlichen Rechts dienen, z.B. nebenberufliche Aufsichtstätigkeit in einem Schwimmbad, nebenberuflicher Kirchenvorstand. Dem steht nicht entgegen, dass die Tätigkeit in den Ho-heitsbereich der juristischen Person des öffentlichen Rechts fallen kann.
5.   Nach § 3 Nr. 12 oder 26 EStG begünstigte Tätigkeiten/6. Verschiedenartige Tätigkeiten 
      (Nrn. 5 und 6 des BMF-Schreibens)
Der Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG kann nicht in Anspruch genommen werden, wenn für die Einnahmen aus derselben Tätigkeit ganz oder teilweise eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 12 EStG (Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen) gewährt wird oder eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26 EStG (sog. Übungsleiterfreibetrag) gewährt wird oder ge-währt werden könnte. Hierzu enthält das BMF-Schreiben detaillierte Anweisungen. 
6.   Höchstbetrag  (Nr. 7. des BMF-Schreibens)
Der Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG ist ein personenbezogener Jahresbetrag. Dieser wird auch dann nur einmal gewährt, wenn mehrere begünstigte Tätigkeiten ausgeübt werden. Auch bei der Zusammenveranlagung von Ehegatten kann der Freibetrag demnach von jedem Ehe-gatten bis zur Höhe der Einnahmen, höchstens 500 €, die er für eine eigene begünstigte Tätig-keit erhält, in Anspruch genommen werden. Eine Übertragung des nicht ausgeschöpften Teils des Freibetrags eines Ehegatten auf höhere Einnahmen des anderen Ehegatten aus der be-günstigten nebenberuflichen Tätigkeit ist nicht zulässig.
7.   Werbungskosten- bzw. Betriebsausgabenabzug  (Nr. 9 des BMF-Schreibens) 
Ein Abzug von Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben, die mit den steuerfreien Einnahmen nach § 3 Nr. 26a EStG in einem unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, ist nur dann möglich, wenn die Einnahmen aus der Tätigkeit und gleichzeitig auch die jeweiligen Ausgaben den Freibetrag übersteigen. In Arbeitnehmerfällen ist in jedem Falle der Arbeitneh-mer-Pauschbetrag anzusetzen, soweit er nicht bei anderen Dienstverhältnissen verbraucht ist. 
8.   Freigrenze des § 22 Nr. 3 EStG  (Nr. 10 des BMF-Schreibens)
Gehören die Einnahmen des Steuerpflichtigen aus seiner nebenberuflichen Tätigkeit zu den sonstigen Einkünften (§ 22 Nr. 3 EStG), ist der Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG bei der Prüfung der Frage, ob die bei dieser Einkunftsart zu beachtende gesetzliche Freigrenze in Höhe von 256 € im Jahr überschritten ist, zu berücksichtigen.
C.   Aktueller Handlungsbedarf: Überprüfung des Aufwendungsersatzes für den ehren- 
       amtlich tätigen Vorstand; ggfs. ist eine Änderung der Satzung erforderlich
Von besonderer praktischer Bedeutung ist Nr. 8 des BMF-Schreibens. Dort wird unter Be-stätigung der bisherigen Verwaltungspraxis (oben A.2.) ausgeführt, dass dem Vorstand einer gemeinnützigen Körperschaft, der nach der Satzung ehrenamtlich tätig ist, zwar die tatsächlich entstandenen Aufwendungen (z.B. Telefongebühren, Fahrtkosten) erstattet werden können. Der Einzelnachweis der Aufwendungen ist nicht erforderlich, wenn pauschale Zahlungen den tatsächlichen Aufwand offensichtlich nicht übersteigen, dies gilt nicht, wenn durch die pau-schalen Zahlungen auch Zeitaufwand abgedeckt werden soll.
Schreibt die Satzung keine ehrenamtliche oder unentgeltliche Tätigkeit des Vorstands vor, so ist die Zahlung von pauschalem Aufwandsersatz und von Vergütungen an Vorstandsmitglieder grundsätzlich unschädlich für die Gemeinnützigkeit. Die Zahlungen dürfen nicht unangemes-sen hoch sein (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO). 
Falls ein gemeinnütziger Verein aufgrund der Einführung des neuen Freibetrags durch das Ge-setz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements in der Zeit vom 10.10.2007 bis zu dem Datum dieses Schreibens bereits pauschale Zahlungen bis zur Höhe von insgesamt 500 € im Jahr an Vorstandsmitglieder gezahlt hat, obwohl die Satzung eine ehrenamtliche oder unentgeltliche Tätigkeit des Vorstands vorschreibt, sind daraus unter den folgenden Voraus-setzungen keine für die Gemeinnützigkeit des Vereins schädlichen Folgerungen zu ziehen:
1. Die Zahlungen dürfen nicht unangemessen hoch gewesen sein (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO).
2. Die Mitgliederversammlung beschließt bis zum 31.03.2009 eine Satzungsänderung, die eine Bezahlung der Vorstandsmitglieder zulässt.
►Fundstelle:
jurisPR-SteuerR 2/2009 Anm. 4
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